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Klagen gegen die Kreisumlage - Buchungshinweise 

Aus aktuellem Anlass weist das Ministerium für Inneres und Sport des Landes 

Sachsen-Anhalt zur Bildung von Rückstellungen im Zusammenhang mit Kla-

gen gegen die Kreisumlage sowie der Verbuchung möglicher Rückzahlungen 

auf Folgendes hin: 

Zunächst ist festzustellen, dass die Festsetzung einer auskömmlichen 

Kreisumlage die einzige eigenbestimmbare Einnahmequelle des Kreises und 

deshalb von großer ökonomischer Bedeutung ist. Der Umfang der vom Land-

kreis erfüllten Aufgaben bestimmt das Höchstmaß der festzusetzenden 

Kreisumlage gegenüber den kreisangehörigen Gemeinden. Dabei muss der 

Kreis die Interessen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden berücksich-

tigen und darf seine eigenen Aufgaben und Interessen nicht einseitig und rück-

sichtlos gegenüber den Aufgaben und Interessen der kreisangehörigen Städte 

und Gemeinden durchsetzen. 

Die in diesem Zusammenhang laufenden Klageverfahren vor dem VG Magde-

burg sind noch nicht rechtskräftig, da die Entscheidung des OVG Magdeburg 

noch aussteht. Zu den verfahrensrechtlichen Anforderungen bei der Festset-

zung des Kreisumlagesatzes in der Haushaltssatzung geben die Erlasse des  

MI  vom 21. Februar und 26. Juni 2019 Verfahrenshinweise. 
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Bei der Rückstellungsbildung sind folgende Regelungen zu beachten:  

Gem.  § 35 KomHVO sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und Aufwendungen zu 

bilden. Hierzu zählen auch die unter Absatz 1  Ziff.  6 Buchst. b aufgeführten ungewissen Verbind-

lichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs. Diese dürfen ausschließlich nur für erwartete Mehr-

aufwendungen bei den Umlaqen gebildet werden. Der Runderlass „Bilanzierung von Rückstellun-

gen im Rahmen des interkommunalen Finanzausgleiches" vom 16. April 2019, Az.: 32.2 —

10405/303 führt hierzu näher aus. Die Bildung von Rückstellungen für erwartete Mindererträge aus 

dem kommunalen Finanzausgleich ist ausgeschlossen, da diese formal keine Verbindlichkeiten  

oder Aufwendungen im Sinne des § 35 Abs. 1 KomHVO sind.  

Somit käme die Anwendung der Sonderregelung des § 13 KomHVO in Frage. § 13 Abs. 1 KomHVO 

regelt eine Ausnahme vom Bruttoprinzip (Saldierungsverbot), wonach alle Abgaben, abgabeähnli-

che Erträge und allgemeine Zuweisungen, die die Kommune zurückzuzahlen hat, bei den Erträgen 

abzusetzen sind, auch wenn sie sich auf Erträge der Vorjahre beziehen. Dies gilt entsprechend für 

geleistete Umlagen, die an die Kommune zurückfließen und entsprechend für die mit diesen Erträ-

gen und Aufwendungen im Zusammenhang stehenden Ein- und Auszahlungen. Der Verordnungs-

geber hat diese Regelung auf Wunsch der Mehrheit der Kommunen als Ausnahme vom Grundsatz 

der Bruttoveranschlagung in die KomHVO aufgenommen, um die Anzahl der bei diesen Ertrags-

bzw. Einzahlungsarten häufig erforderlichen Berichtigungen zu verringern. 

Um dem in § 37  Ziff.  2 KomHVO geregelten Vorsichts- bzw. Imparitätsprinzip dennoch Rechnung 

zu tragen, müssen solche Sachverhalte als „vorhersehbares Risiko" anderweitig im Rahmen des 

Jahresabschlusses berücksichtigt werden. Dies hat mindestens im Rahmen des Rechenschaftsbe-

richtes zu erfolgen, in dem u. a. auf die Risiken für die künftige Entwicklung der Kommune einzuge-

hen ist. Die zu Grunde liegenden Annahmen sind anzugeben. Des Weiteren sind die möglichen 

Auswirkungen im Rahmen der Haushaltsplanung zu berücksichtigen. Da die Kreisumlage eine we-

sentliche Einnahmequelle eines Landkreises ist, wird davon auszugehen sein, dass auch bei einer 

ggf. erforderlichen Neuberechnung der Kreisumlage die überwiegende Summe der bereits gezahl-

ten Kreisumlage dem Landkreis zustehen wird. Insofern dürfte es in der Regel genügen, im jeweili-

gen Einzelfall eine ggf. erforderliche Rückzahlung in Höhe eines Teilbetrages der strittigen Kreisum-

lage von etwa 10 bis 20 Prozent im Haushalt zu berücksichtigen. 

Bei den gern. § 35 Abs. 1  Ziff,  6. Buchstabe c KomHVO zu bildenden Rückstellungen für drohende 

Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren handelt es sich um spezielle Rückstellungen für 

ungewisse Verbindlichkeiten. Eine drohende Verpflichtung aus einem anhängigen Gerichtsverfah-

ren kann in solchen Fällen nur für die dazugehörenden Aufwendungen (wie z. B. die Gerichts- und 

Anwaltskosten  etc.)  entstehen. 



Seite 3/3 

Für die Fälle, in denen Landkreisen im gerichtlichen Verfahren eine Neufestsetzung der Kreisum-

lage auferlegt wird und dies eine Korrektur der Höhe der Kreisumlage zur Folge hat, wird in Abstim-

mung mit dem Statistischen Landesamt auf folgende Buchungshinweise verwiesen. 

Beim beklaqten Landkreis:  

• Rückzahlung des Differenzbetrages der Kreisumlage nach Neufestsetzung 

Produkt: 6111 — Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen —

Auszahlung durch Absetzung (als negative Einzahlung) im 

Konto 	6182 - Allgemeine Umlagen von Gemeinden 

und 

Korrektur Ertrag durch Absetzung (als negativer Ertrag) im 

Konto 	4182 - Allgemeine Umlagen von Gemeinden 

• Bildung der Rückstellung für die dazugehörenden Aufwendungen im Jahr der Klageer-

hebung 

Produktgruppe: 111 — Verwaltungssteuerung und Service (in Abhängigkeit von der 

Organisationsstruktur) — 

Konto 	5431 — Geschäftsaufwendungen (z. B. Gerichtskosten) an 

Konto 	2831 — Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Ge-

richtsverfahren 

Bei der klaqenden Gemeinde:  

- 	Korrektur der anteiligen Rückzahlung der Kreisumlage an die Gemeinde 

Produkt: 6111 — Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen — 

Einzahlung durch Absetzung (als negative Auszahlung) im 

Konto 7372 - Allgemeine Umlagen an Landkreise 

und 

Korrektur Aufwand durch Absetzung (als negativer Aufwand) im 

Konto 	5372 - Allgemeine Umlagen an Landkreise. 
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